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- Drucksache 7/3401 - 

betr. Erstverpflichtungsstopp bei Wehrpflichtigen 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
3. April 1975 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Trifft es zu, daß der Bundesminister der Verteidigung einen 
vollständigen Erstverpflichtungsstopp für Wehrpflichtige ver- 
fügt hat? 

Es trifft zu, daß für den Monat Dezember 1974 vorübergehend 
ein vollständiger Erstverpflichtungsstopp für Soldaten, die den 
Grundwehrdienst leisten, verfügt worden ist. 

Durch die Bereitschaft junger Menschen, eine Erst- bzw. Weiter- 
verpflichtung einzugehen, drohte im Jahr 1974 eine Überschrei- 
tung des Planstellensolls. Um diese Überschreitung zu verhin- 
dern, sind im zweiten Halbjahr 1974 zunächst die Erstverpflich- 
tungen von Grundwehrdienstpflichtigen auf Dienstzeiten von 
21 Monaten und zwei Jahren eingeschränkt worden. Als im 
Dezember 1974 die Planstellenobergrenze erreicht war, mußte 
ein vollständiger Erstverpflichtungsstopp - auch für Verpflich- 
tungen auf drei und mehr Jahre - angeordnet werden. 


2. Treffen Meldungen zu, wonach unabhängig von der Gesamt- 
personallage der Bundeswehr einige Großverbände nach wie 
vor über offene Planstellen verfügen, jedoch keine Ersatzver- 
pflichtungen vornehmen dürfen, und wie will die Bundesregie- 
rung hier Abhilfe schaffen? 


Diese Meldungen treffen zu. Hierzu ist jedoch zu bemerken, daß 
Maßnahmen der Personalsteuerung grundsätzlich von der Ge- 
samtpersonallage abhängig sind. Bei den Teilstreitkräften und 
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in deren Großverbänden war die Lage unterschiedlich. Z. B. sind 
in einzelnen Kommandobehörden des Heeres die vom Füh- 
rungsstab vorgegebenen Höchststärken bereits im Oktober, in 
anderen dagegen erst im Dezember 1974 erreicht bzw. über- 
schritten worden. Da das Planstellen-Soll jedoch auf Streit- 
kräfteebene im Dezember 1974 erreicht war, mußte auch für 
diejenigen Großverbände, in denen noch freie Planstellen 
zur Verfügung standen, der Verpflichtungsstopp angeordnet 
werden. 

Aufgrund von Entlassungen im Dezember 1974 in Höhe von 
rd. 9600 Berufs- und Zeitsoldaten konnte der Verpflichtungs- 
stopp ab 1. Januar 1975 wieder gelockert werden. 


3. Welche Vorkehrungen will die Bundesregierung treffen, um 
durch den Erstverpflichtungsstopp nicht schon in kurzer Zeit 
eine Lücke im Personalnachwuchs entstehen zu lassen, und wie 
will sie sicherstellen, daß qualifizierte Bewerber weiterhin in 
die Bundeswehr eingestellt werden können? 


Eine Lücke im Personalnachwuchs wird nicht eintreten, da trotz 
der einschränkenden Maßnahmen und des späteren Erstver- 
pflichtungsstopps im Jahre 1974 mit rd. 63 000 Zeitsoldaten mehr 
Bewerber eingestellt bzw. aus dem Kreis der Grundwehrdienst- 
pflichtigen übernommen worden sind als je zuvor. Der Zuwachs 
gegenüber 1973 betrug mit rd. 2500 etwa 4 v. H. 

In diesem Zusammenhang muß besonders darauf hingewiesen 
werden, daß die Einstellung von qualifizierten Bewerbern mit 
Verpflichtungszeiten von drei bis zu acht Jahren über die Frei- 
willigenannahmestellen zu keiner Zeit gefährdet war und auch 
in absehbarer Zukunft keine Schwierigkeiten bereiten wird. 


4. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß in Zukunft 
neben den Freiwilligen-Annahmestellen auch der Truppe hin- 
reichende Möglichkeiten verbleiben, um besonders geeignete 
und durch Leistung im Dienst ausgewiesene Wehrpflichtige 
verpflichten zu können? 1 

Die derzeit günstige Bewerberlage soll dazu genutzt werden, 
das Personalgefüge qualitativ zu verbessern, also mehr geeig- 
nete Soldaten mit vier- und mehrjähriger Verpflichtungszeit zu 
gewinnen. Die Möglichkeiten der Truppe, Soldaten mit diesen 
Verpflichtungszeiten zu übernehmen, waren nur vorübergehend 
eingeschränkt, ohne daß dadurch eine Lücke im Personalnach- 
wuchs entstanden ist. 

In Zukunft werden Einschränkungen bei der Übernahme von 
Grundwehrdienstpflichtigen zum Soldaten auf Zeit nur noch in 
denjenigen Bereichen erforderlich sein, in denen die Ist-Stärke 
an Berufs- und Zeitsoldaten das vorhandene Planstellenvolu- 
men erreicht hat oder in Kürze erreichen wird. 
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